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Den Apologeten, die immer behaupten, heute ginge es Lehrern 
und Schülern so gut wie nie zuvor, noch nie sei „sooo viel Geld“ 
ausgeben worden etc., muss widersprochen werden, denn:

1. Weisen ihre Grafiken immer nur Beträge aus, die nicht 
inflationsbereinigt sind. Allein, bereinigt man diese Zahlen, 
bleibt von den massiven Aufwüchsen in der Regel nichts 
übrig. Als Beispiel: Wenn binnen 10 Jahren aus 1 Milliarde 1,1 
Milliarden werden, sieht das nach „10 Prozent“ mehr aus. 
Bezieht man jedoch die jährliche Inflation von rund 2 Prozent 
mit in die Betrachtung ein, wird der Vergleich erst ein 
realistischer: Aus 1 Milliarde damals sind 
inflationsbereinigt heute 800 Millionen geworden, die 
Aufwendungen also um 20 Prozent entsprechend 200 
Millionen gesunken. Diese wurden nun zwar um 100  
Millionen Euro erhöht, es ergibt sich jedoch ein 
Gesamtvolumen von lediglich 900 Millionen Euro an Geldwert 
– und somit einem realen „Minus“ von 10 Prozent zu vor 10 
Jahren. 

2. Zudem gilt: Was „Bildung“ ist, hat sich massiv verändert. Die 
Schule von heute ist nicht mehr die Volksschule von 1950. 
Und: Aus 5 Prozent AbiturientInnenquote in 1950 sind 45 
Prozent in 2008 geworden. Alles in allem: Viel mehr junge 



Menschen verbleiben heute viel länger in viel 
„aufwändigeren“ Bildungsgängen als einst. 

3. Außerdem: Mehr Geld für den Kultushaushalt heißt noch lange nicht 
mehr Geld für guten Unterricht. Mit einem potentiellen „Mehr“ an 
Geld können stattdessen bspw. auch Behördenapparate aufgebläht 
oder können Schulinspektionen und Testverfahren finanziert werden. 
Vor allem aber scheint aktuell ein Trend feststellbar zu sein: Dass 
der Verwaltungs-, Organisations- und Kontrollaufwand an Schulen 
immer mehr zunimmt. So können selbst potentielle 5 Prozent 
mehr Mittel, die direkt an die Schulen gehen, jedoch zugleich 
10 Prozent mehr Verwaltungsarbeit bedeuten, konkret einen 
Abbau pädagogischer Arbeit, kann also selbst ein Mehr an 
Geld ein Weniger an gutem Unterricht bedeuten!

4. Zusätzlich ist ein „Es ist aber mehr geworden“ ohnehin ein 
apolitisches Argument, wenn es ohne Maß und Vergleich 
daherkommt. Eine Oase in der Wüste ist schließlich längst 
noch keine Wasserversorgung für ein Neubaugebiet! Als 
Vergleichsmaßstäbe bieten sich unter anderem zwei Dinge an: Zum 
einen ein Vergleich dessen, was Bildung in diesem Land früher und 
heute „wert“ war – zum anderen, was sich andere Staaten diese 
kosten lassen.
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Beachtet werden muss an dieser Stelle: Allein, gäben wir heute 
noch den gleichen BIP-Anteil für Bildung wie 1975 aus, wären 
dies rund 35 Milliarden Euro an Mehrausgaben.



Würde Deutschland in etwa soviel BIP-Anteil für Bildung 
aufwenden wie die „Spitzenreiter“ unter den OECD-Ländern, 
bedeutete dies in etwa 70 Milliarden Euro mehr für die Bildung 
bundesweit.
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Ab etwa 1975 findet die „dreidimensionale Wende“ statt: In 
Verwaltung, Politik und Ökonomie findet eine Umdefinition des 
Staates und staatlichen Handelns statt:

1. Verwaltung: New Public Management etc.
2. Ökonomie: Finanzmärkte werden dereguliert, Neo-Klassik 
verdrängt Keynesianismus.
3. Politik: Staat wird vom Helfer in der Not zum Problem; 
neoliberale Ideologie setzt sich durch, was bedeutet: Wenn der 
Staat geht, wird, wo nur noch der Markt regiert, alles gut 
werden, „Wohlstand für alle“ generiert.
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Zusammenfassend lässt sich (zudem) sagen: Es lassen sich vor 
allem zwei Strategien für Kapitalakkumulation und 
Profitmaximierung erkennen: 

1. Wird der Wohlfahrtsstaat mehr und mehr zurückgedrängt, die 
„freiwerdenden“ Staatsgelder werden überwiegend den 
Wohlhabenden übereignet. 

2. Die brachliegenden Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge 
werden hiernach von diesen in Besitz genommen, also 
„privatisiert“.

Das ist „Neoliberalismus“, darum geht‘s. 
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1. Um nicht missverstanden zu werden:

- Es gibt keine „Verschwörung“ und keinen „Masterplan“ zur 
Ökonomisierung oder Privatisierung des Schulwesens oder 
anderer gesellschaftlicher Bereiche,

- …sehr wohl aber mächtige, indifferente und teils auch 
widersprüchliche (Verwertungs-)Interessen, die sich hier 
Rendite- und Einflussmöglichkeiten erschließen wollen.

2. Was aber hat das alles jetzt mit Bildung zu tun? Nun, ganz 
einfach:

„Nach Schätzung des Bankhauses Merrill Lynch beträgt das 
Finanzvolumen des globalen Bildungsmarkts (der knowledge
enterprise industry) rund 2.200 Mrd. US-Dollar jährlich.“

Ingrid Lohmann: Universität, neue Medien und der globale 
Bildungsmarkt. Wie Bildungsprozesse in Eigentumsoperationen 
mit Wissen transformiert werden

Und das weckt sehr konkrete Begehrlichkeiten…



Was hat das nun mit Deutschland zu tun? Nun, eben dieses
Konzept findet seit Jahren Anwendung – flankiert von 
hervorragender PR. Unter anderem dieser hier: 
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1. Neoliberalismus: Markt statt Staat. Wichtig ist: das ist per se 
weder „Selbstständigkeit“ noch „Autonomie“, sondern neue 
und andere Fremdbestimmtheit.

2. Nicht die Angebotsseite unterstützen, heißt, sich aus der 
Finanzierung zurückzuziehen und diese „dem Markt“ zu 
überlassen.

Ziel ist, die Umverteilung der staatlichen Bildungsausgaben von 
„oberen“ hin zum „unteren“ Bereich und dann sukzessive die 
Privatisierung der Kosten von oben an. 



18





20

1. Bildungsabschnitte werden nun eingeteilt in Module, die zertifiziert 
werden. Dort werden bei Bestehen „skill-cards“ – also Zertifikate –
ausgegeben. Jedes Modul kann auf dem Bildungsmarkt angeboten 
werden. 
2. Die Ware Bildung muss nun bepreist werden. Sie darf nicht umsonst 
bleiben, sonst kann man nicht mit Bildung handeln. Deshalb werden 
Gebühren oder äquivalente Systeme wie Bildungssparen und -konten 
oder eine begrenzte Anzahl öffentlich finanzierter Bildungsgutscheine 
eingeführt. Der Bund bzw. die Länder gewähren den Hochschulen (und 
Schulen) eine Budgetautonomie.
3. Für einen Bildungsmarkt werden Informationssysteme benötigt: Diese 
sind zum einen der Preis für Bildung (Gebührenhöhe) und zum anderen 
ein System normsetzender Vergleiche (z.B. Uni-Rankings) bzw. 
Akkreditierungsagenturen, durch deren Informationen sich verschiedene 
Preissegmente ausbilden können.
4. Die staatliche Bildung wird reduziert auf kleine Bereiche der „staatlichen 
Grundbildung“. Die restlichen Bildungsbereiche werden (teil)privatisiert 
und in so genannte „Private-Public-Partnerships“ umgewandelt. 
Bildungseinrichtungen werden zu marktfähigen Bildungsanbietern bzw. 
Bildungsproduzenten umgewandelt.“
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»Once we get people who have experienced and gone through 
TFA as union heads and secretaries of education and presidents 
of school boards«, Carlberg says, »then we will see the large 
systemic change that is needed in this system.«

USA Today vom 29. Juni 2009 über Teach for America
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Die Testindustrie hinter PISA:

„PISA steht für die scheinbare Entpolitisierung der Bildungspolitik: da geht es 
um objektive und unangreifbare Rankings und um Outputsteuerung. Welches 
Land, welche Schule, welcher Unterrichtsmethode hat die höchsten 
Outcomes? Das wird dann zum Maßstab. Doch wer legt fest, welche 
Ergebnisse zählen? Die OECD als die Veranstalterin von PISA, also eine 
Organisation zur Steigerung der Wirtschaftskraft? Die ist nur die letzte 
Instanz. Tatsächlich ist PISA ein von großen internationalen Assessment- und 
Testing-Firmen betriebenes Unternehmen.

Geleitet wird PISA von ACER, einem privatwirtschaftlich arbeitenden 
australischen Forschungs- und Test-Institut, das weltweit operiert, mit 
Schwerpunkt in Indien und in der arabischen Welt. Es entwickelt Reports und 
Testinstrumente für Regierungen und internationale Organisationen. Mit im 
Boot sitzt ETS, der US-amerikanische Educational Testing Service, in den 
USA der Marktführer in der Test-Branche. ETS verwaltet den SAT, den 
Scolastic Aptitude Test, der an allen namhaften US-Hochschulen als 
Eingangstest verwendet wird. Ein weiteres PISA-Unternehmen ist CITO, das 
holländische Testing-Institut, das auch in Deutschland eine Filiale hat und 
Tests vom Vorschulkind bis zum Erwachsenen verkauft.“

Karl-Heinz Heinemann (2007): Knatsch um Pisa – CDU fordert den Rauswurf 
des Pisa-Koordinators 
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Überleitung: ABER – das ist nicht alles. Denn, wie die 
Bildungsinternationale konstatiert: 

„Around the world, forms of privatization are being introduced 
into our public education systems. Many of the changes are the 
result of deliberate policy, often under the banner of ‘educational 
reform’ and their impact can be far-reaching, for the education 
of students, for equity, for the conditions of teachers and other 
educational personnel. Other changes may be introduced un-
announced: changes in the way schools are run which may be 
presented as ‘keeping up with the times’, but in reality reflect an 
increasingly market-based, competitive and consumerist 
orientation in our societies. In both cases, the trend towards 
privatization of public education is hidden. It is 
camouflaged by the language of ‘educational reform’, or 
introduced stealthily as ‘modernization’.“

Ball, S./Youdell, D. (2008): Hidden Privatisation in Public 
Education, S. 3

Diese Form von Privatisierung klassifiziert die 
Bildungsinternationale als „endogene Privatisierung“ – also eine 
Privatisierung „von innen“, „aus sich heraus“..
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“The ‘market form’ is the key device of hidden privatisation in 
education.”

Ball, S./Youdell, D. (2008): 
Hidden Privatisation in Public Education, S. 18

„The ‚flexibilisation‘ of teachers work is a key component of most
versions of privatisation, threatening to alter both the perception
of teachers within society and the quality of students‘ experience
in schools.“

Ball, S./Youdell, D. (2008): 
Hidden Privatisation in Public Education, S. 10



Grundsätzlich: 

Es ist sinnvoll:
• Schulen zu demokratisieren und Schülern, Eltern und Lehrern und Schulträgern generell 

mehr Mitbestimmung zu ermöglichen – unter anderem in Bezug auf Personalentscheidungen;
• die Rechtsansprüche von Kindern, Jugendlichen und Eltern sowie Kommunen bzw. 

Schulträgern und Schulen gegenüber den Ländern und Landkreisen auszubauen und 
aufzuwerten;

• Transparenz für Entscheidungen an und über Schule herzustellen;
• Bildungsangebote vor Ort besser miteinander zu vernetzen und aufeinander abzustimmen;
• kommunale Bildungszuständigkeiten zu konzentrieren 

(1 Amt statt 4 oder 5);
• vor Ort AnsprechpartnerInnen und Beratungsangebote zu schaffen;
• LehrerInnen besser auszubilden, zu coachen etc. pp.

Aufzuwertende Rechtsansprüche wären unter anderem:
• den Schulträgern ein grundsätzliches Recht auf Gründungen von IGSen im echten Ganztag 

und ohne Zwang zur äußeren Fachleistungsdifferenzierung zu gewähren;
• den Schulträgern einen grundsätzlichen Anspruch auf bedarfsgerechte Landeszuweisungen 

(mindestens im Rahmen des Konnexitätsprinzips) zuzusprechen; 
• Schulschließungen nur im Einvernehmen mit den betroffenen Kommunen sowie ggf. Eltern, 

Schülern und Lehrern vorzunehmen;
• Eltern - wie in Finnland - einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Kleinstkinder in 

unmittelbarer Wohnortnähe zu gewähren usw. usf.; 
• Schülern einen Rechtsanspruch auf qualitativ hochwertige Beschulung bis zum Erwerb der 

allgemeinen Hochschulreife in unmittelbarer Wohnortnähe zu gewähren; 
• die pädagogischen Freiheiten der Lehrer zu erweitern, sie bspw. auf Noten verzichten zu 

lassen etc.

Nicht sinnvoll ist es hingegen:
• viel Mühe in die Unterstützung von Projekten einzubringen, die unter der Prämisse stehen, 

dass mit stagnierenden oder sogar sinkenden Mitteln 
die Qualität im Bildungssystem gesteigert werden könnte (in der Regel 
„Durchsetzungsrhetorik“ für andere Ziele);

• Schulen zu Betrieben umzubauen;
• Schulleiter als Unternehmensleiter einzusetzen;
• Schulen untereinander in Wettbewerb zu setzen (Marktsimulation);
• Schulen entsprechend der Nachfrage und/oder ihrer messbaren „Leistungen“ zu finanzieren; 
• die pädagogischen Freiheiten durch betriebswirtschaftliche Steuerung,  Leistungskennzahlen 

und Zielvereinbarungen sowie „Total Quality Management“, die allesamt Qualität in Effizienz 
umdefinieren, sukzessive abzuschaffen;

• Personalhoheit oder Schulaufsicht von der Landesebene weg zu verlagern.
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Fazit:

Bürger- und Kommunale Schule | Bildungslandschaft sind beides
Durchsetzungsinstrumente für die „nächste“ Stufe 
endogener Privatisierung: Beide Maßnahmen zielen 
immanent auf die Abschaffung von Markteintrittshürden
sowie die Öffnung des bisher geschützten Bildungsmarktes 
für Private ab – vor allem durch:

• Dezentralisierung der Verantwortung für Bildung und (somit) 
Deregulierung von Wissens- und Arbeitsstandards;

• die klare Vorgabe, Lehrer von Landesbeamten auf Lebenszeit 
zu Kommunal- oder Schulangestellten mit befristeten 
Verträgen zu machen.
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